Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3018 


Der Bundesminister der Justiz Bonn, den 14. Januar 1972 

- 4000 1 Tc II - 1 - 20 001/71 a - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Auswirkungen der Pornographiefreigabe 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, Dr. Wittmann 
(München) Frau Griesinger, Frau Geisendörfer, Roser, 
Scblee, Dr. Dollinger und Genossen 
- Drucksache VI/2968 - 


Im Einvernehmen mit den Bundesministern des Auswärtigen, 
des Innern und den Bundesministern für Jugend, Familie und 
Gesundheit, für das Post- und Fernmeldewesen sowie für Wirt- 
schaft und Finanzen beantworte ich die Kleine Anfrage wie 
folgt: 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Kündigung des Welt- 
postvertrages von 1964, in dessen Artikel 28 ausdrücklich die 
Verpflichtung enthalten ist, die Einfuhr und die Verbreitung 
von unzüchtigen und unsittlichen Gegenständen zu verbieten? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, einen der zur Zeit gel- 
tenden, 1969 in Tokio Unterzeichneten Verträge des Weltpost- 
vereins zu kündigen, weil dazu kein Anlaß besteht. 

Nach Artikel 29 § 1 Buchstabe f des Weltpostvertrages Tokio 
(BGBl. II 71 S. 245) ist es verboten, unzüchtige oder unsittliche 
Gegenstände in Briefsendungen einzulegen. Das gleiche gilt 
nach Artikel 19 Buchstabe a Ziffer 6 des Postpaketabkommens 
von Tokio für Pakete. 

Die Verträge des Weltpostvereins enthalten jedoch keine Straf- 
drohung für den Fall eines Verstoßes gegen das vorgenannte 
Versendungsverbot. Die Verträge verpflichten auch kein Mit- 
gliedsland des Weltpostvereins, eine derartige Strafdrohung 
oder sonstige Sanktionen etwa durch ihre nationale Gesetz- 
gebung zu erlassen. Die Fälle, in denen die Mitgliedsländer des 
Weltpostvereins als solche verpflichtet sind, gesetzgeberische 
Maßnahmen vor allem strafrechtlicher Art zu treffen, sind in 
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Artikel 11 des Weltpostvertrages von Tokio erschöpfend auf ge- 
zählt. Der Fall des Verbots der Versendung unzüchtiger oder 
unsittlicher Gegenstände befindet sich nicht darunter. 

Im übrigen richten sich die erwähnten Versendungsverbote in 
erster Linie an die Einlieferer von Postsendungen des interna- 
tionalen Dienstes und erst in zweiter Linie an die Postverwal- 
tung. Den Dienststellen der Deutschen Bundespost ist es jedoch 
im Hinblick auf das Postgeheimnis und die grundsätzlich be- 
stehende Betriebs- und Beförderungspflicht verwehrt, einge- 
hende oder abgehende Sendungen des internationalen Dienstes 
daraufhin zu überprüfen, ob sie Gegenstände enthalten, die 
unter das genannte Versendungsverbot fallen. Erlangen die 
Dienststellen der Deutschen Bundespost dagegen in ordnungs- 
gemäßer Ausführung des Dienstes (z. B. bei Gebührenprüfungen 
oder bei beschädigten Sendungen) Kenntnis davon, daß eine 
Sendung unzüchtige oder unsittliche Gegenstände enthält, wird 
die Sendung vom Postverkehr ausgeschlossen. Daran wird sich 
auch durch die beabsichtigte Änderung des § 184 StGB nichts 
ändern. 


2. Wird die Bundesregierung ihre Unterschrift unter die Reso- 
lution der Generalversammlung der Interpol vom 5. bis 
10. Oktober 1970 über die Unterbindung des Exports unzüch- 
tiger und unsittlicher Gegenstände in Länder, in denen der 
Vertrieb solcher Gegenstände untersagt ist, zurückziehen? 

Resolutionen der Generalversammlung der Interpol werden 
nicht von Regierungsvertretern unterschrieben, sondern von 
den der Interpol angehörenden nationalen Polizeibehörden (Ar- 
tikel 4 der Statuten vom 13. Juni 1956) beschlossen. 

Die Resolution der Generalversammlung der Interpol vom 5. bis 
10. Oktober 1970 über die Unterbindung des Exports unzüchtiger 
und unsittlicher Gegenstände in Länder, in denen der Vertrieb 
solcher Gegenstände untersagt ist, findet die volle Unterstüt- 
zung der Bundesregierung. Inwieweit die zuständigen nationa- 
len Organe der Empfehlung folgen können, hängt von den vom 
Gesetzgeber geschaffenen Möglichkeiten ab. Der Bundesmini- 
ster der Justiz hat deshalb den Mitgliedern des Sonder- 
ausschusses für die Strafrechtsreform am 17. Dezember 1971 
vorgeschlagen, in § 184 Absatz 1 Nr. 7 eine Vorschrift aufzu- 
nehmen, wonach derjenige mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft wird, der pornographische Schriften, 
Ton- und Bildträger, Abbildungen oder Darstellungen auszu- 
führen unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke in 
einem Land zu verbreiten oder allgemein zugänglich zu machen 
oder eine solche Verwendung zu ermöglichen, in dem diese 
Handlungen mit Strafe bedroht sind. 


3. Trifft es zu, daß z. B. die schweizerische Bundesanwaltschaft 
nach einer Änderung des geltenden deutschen Rechts prüfen 
will, ob die schweizerischen Strafverfolgungsbehörden gegen 
deutsche Pornographiehersteller Strafverfahren einzuleiten 
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haben, wenn solche Erzeugnisse vorsätzlich in die Schweiz 
exportiert werden sollten? 

4. Ist es richtig, daß die Schweiz die so Beschuldigten im Polizei- 
anzeiger ausschreiben lassen und bei einem Übertritt über die 
Schweizer Grenze verhaften lassen will? 

Welche künftigen Maßnahmen schweizerische Strafverfolgungs- 
organe gegenüber Personen beabsichtigen, die pornographisches 
Material von der Bundesrepublik aus in die Schweiz ausführen, 
ist der Bundesregierung nicht bekannt. Soweit die Verbreitung 
von Pornographie nach schweizerischem Recht strafbar ist, wird 
die Ausfuhr in die Schweiz nach dem Vorschlag des Bundes- 
ministers der Justiz zur Neufassung des § 184 Abs. 1 Nr. 7 
StGB (vgl. die Antwort zu Frage 2) auch vom deutschen Straf- 
recht erfaßt. 


5. Wird der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen weiter- 
hin dänischen und anderen ausländischen Produzenten von 
Pornographieerzeugnissen Anleitungen zur Umgehung des 
geltenden deutschen Rechts wie folgt geben: 

„Auf Ihr Schreiben vom 10. April 1970 teile ich mit, daß die 
Einfuhr unzüchtiger Schriften, Tonträger, Abbildungen und Dar- 
stellungen, wenn sie zum Zweck des Verbreitens geschieht, 
nach § 184 des Strafgesetzbuches strafbar und daher verboten 
ist. Die Zollbehörden halten derartige Sendungen an und be- 
nachrichtigen die zuständige Strafverfolgungsbehörde. 

Eine Verbreitungsabsicht wird nicht unterstellt, wenn derartige 
Waren, die aus den Umständen des Falles erkennbar nur zum 
persönlichen Gebrauch des Besitzers oder Empfängers bestimmt 
sind, in geringer Zahl im Reiseverkehr oder im Postverkehr 
eingehen. Diese unzüchtigen Schriften usw. werden daher von 
den Zollbehörden nicht angehalten."? 


Das Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen 
stellt keine Anleitung zur Umgehung des geltenden Rechts, 
sondern eine Erfüllung dienstlicher Pflichten (Artikel 17 GG) 
dar. Es beruht auf der Anweisung des Bundesministers für Wirt- 
schaft und Finanzen vom 16. Februar 1970 (III A/5 - Z 1805 - 
6/70), nach der an Privatempfänger gerichtete Postsendungen 
mit einzelnen unzüchtigen Schriften von den Zolldienststellen 
nicht mehr der Staatsanwaltschaft zugeleitet werden sollen. 


Die Gründe für diese Anordnung, mit der die erwähnten Post- 
sendungen den privaten Ein- oder Ausfuhren im Reiseverkehr 
gleichgestellt wurden, sind bereits in der Antwort vom 3. De- 
zember 1970 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Jobst (82. Sitzung des Deutschen Bundestages) dargelegt 
worden: 

Verschiedene Gerichte lehnten von Anfang an eine Einziehung 
von Postsendungen an Privatbezieher ab. Die Gerichte vertraten 
entweder den Standpunkt, § 184 StGB erfasse seinem Wortlaut 
nach nicht diese Sendungen, oder sie machten geltend, die Zoll- 
dienststellen hätten mit der Weiterleitung der Postsendungen 
an die Staatsanwaltschaft gegen das Brief- und Postgeheimnis 
des Artikels 10 GG verstoßen. Durch Urteil vom 29. September 
1970 hat auch der Bundesgerichtshof entschieden, daß die Zoll- 
dienststellen im Hinblick auf das Brief- und Postgeheimnis nicht 


3 



Drucksache VI/3018 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


befugt sind, Postsendungen an Privatempfänger, d. h. Sendun- 
gen mit einzelnen unzüchtigen Schriften, die offensichtlich nicht 
zur weiteren Verbreitung bestimmt sind, der Staatsanwaltschaft 
zugänglich zu machen. 

Sendungen pornographischen Inhalts, die diese Voraussetzun- 
gen nicht erfüllen, werden von den Zolldienststellen nach wie 
vor angehalten und der Staatsanwaltschaft zur weiteren Ermitt- 
lung zugeleitet. 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat darüber 
hinaus auf eine weitere briefliche Anfrage eines Vertreters des 
in der Frage Nr. 5 erwähnten Produzenten mit Schreiben vom 
8. Dezember 1970 (III A/5 - Z 1805 ~ 108/70) erklärt, es sei 
jeweils nach den gesamten Umständen des Einzelfalles zu ent- 
scheiden, ob die Voraussetzungen der Anordnung vom 16. Fe- 
bruar 1970 gegeben seien, und weiter ausgeführt: 

„Es kann deshalb nicht generell vorweg beurteilt werden, in 
welchen Fällen die Einfuhr pornographischer Waren mit § 184 
StGB vereinbar ist. Wenn solche Waren z. B. in größerer Zahl 

- wenn auch in fortlaufenden Kleinsendungen - für einzelne 
Bezieher eingehen, muß damit gerechnet werden, daß die Zoll- 
dienststelle die Staatsanwaltschaft einschaltet. Die vom Bundes- 
gerichtshof in seiner Entscheidung vom 29. September 1970 

- StR 234/70 (abgedruckt in NJW 1970 Seite 2071) - niedergeleg- 
ten Grundsätze stehen in derartigen Fällen der Weiterleitung 
von Postsendungen an die Staatsanwaltschaft nicht entgegen." 


6. Unterstützt die Bundesregierung die auf der Weltkultusmini- 
sterkonferenz der UNESCO in Venedig am 2. September 1970 
auf Vorschlag der Sowjetunion gefaßte Resolution, „dafür zu 
sorgen, daß in den Radio- und Fernsehprogrammen die allge- 
mein anerkannten erzieherischen und moralischen Prinzipien 
garantiert werden"? 

Bei der in der Frage erwähnten Entschließung handelt es sich 
um die Resolution Nr. 20, verabschiedet auf der Internationalen 
Konferenz der UNESCO über institutionelle, administrative und 
finanzielle Aspekte der Kulturpolitik vom 24. August bis 2. Sep- 
tember in Venedig. 

Der englische Originaltext des in Frage kommenden Punktes 3 
der Resolution lautet: 


„The Conference, . . , 

3. Invites Member States to see to it that, without prejudice 
to the freedom of expression of Creative artists, the content 
of cinematographic films and television programmes respect 
the most generally accepted educational and moral prin- 
ciples, and promotes, particularly for the benefit of the 
young, the ideals of humanism and respect for the indivi- 
dual;" 
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In der deutschen Übersetzung: 

„Die Konferenz ... 

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür Sorge zu tragen, daß, 
unbeschadet der Ausdrucksfreiheit des schöpferischen Künst- 
lers, der Inhalt von Filmen und Fernsehprogrammen die 
allgemein anerkannten erzieherischen und moralischen 
Grundsätze achtet und, insbesondere zumWohle der Jugend- 
lichen, die Ideale des Humanismus und die Achtung der 
Persönlichkeit fördert." 

Die Bundesregierung bejaht die der Resolution zugrunde liegen- 
den Prinzipien. In Übereinstimmung mit einer Reihe von Län- 
dern war jedoch bei der Behandlung der Resolution auf der 
Konferenz zu bedenken, daß sie nicht einer Zensur Vorschub 
leisten und damit die Freiheit des künstlerischen Schaffens be- 
einträchtigen dürfe. Dies wäre mit der freiheitlichen Grundord- 
nung der Bundesrepublik Deutschland nicht zu vereinbaren. 


7. Sind Ermittlungen über ein strafbares Verhalten der Heraus- 
geber der St. Pauli-Nachrichten, ihrer Mitarbeiter sowie der 
Druckerei aufgrund folgender Feststellungen des General- 
staatsanwalts beim Oberlandesgericht München bei der Über- 
prüfung der Nummer 28 der St. Pauli-Nachrichten durch die 
zuständige Staatsanwaltschaft beim Landgericht Hamburg ein- 
geleitet worden: 

„Die vorbezeichnete Ausgabe der ,St. Pauli-Nachrichten' ent- 
hält neben zahlreichen anderen Texten und Bildern ausschließ- 
lich sexuellen Inhalts Schilderungen über weibliche Selbst- 
befriedigung (Seite 3) und geschlechtliche Handlungen zwischen 
einer Mutter und ihrem achtjährigen Sohn (Seite 5), die als 
unzüchtig im Sinne des § 184 StGB und offensichtlich sittlich 
schwer jugendgefährdend im Sinne des § 6 Abs. 1 GjS zu be- 
urteilen sind. 

Im Anzeigenteil sind zahlreiche Kontaktanzeigen veröffentlicht, 
die auf die Herbeiführung sexuellen Verkehrs in allen Spiel- 
arten, wie zum Beispiel Gruppensex, gleichgeschlechtliche Be- 
tätigung, Sadismus und Perversitäten, abzielen {§ 184 Abs. 1 
Nr. 4 StGB)."? 

Die Justizbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg hat auf 
eine entsprechende Anfrage folgendes mitgeteilt: 


„Die Ausgaben Nr. 27, 28 und 29 der „St. Pauli-Nachrichten" 
waren Gegenstand von Ermittlungsverfahren gegen den Ver- 
leger und Herausgeber der Zeitschrift, Helmut Rosenberg, we- 
gen des Verdachts von Vergehen gegen § 184 Abs. 1 Nr. 1,1a, 
3, 4, 73 StGB, §§ 4 Abs. 2, 5 Abs. 2, 6 Abs. 1, 21 GjS. 

Diese Verfahren sind mit der Sache 26 Js 678/71 verbunden 
worden, in deren Rahmen auf Antrag der Staatsanwaltschaft die 
gesamten Auflagen der Ausgaben Nr. 30 und 31 der „St. Pauli- 
Nachrichten" durch Beschlüsse des Amtsgerichts Hamburg vom 
16. und 23. Juli 1971 beschlagnahmt worden sind. Am 21. Ok- 
tober 1971 ist in dieser Sache gegen Rosenberg beim Land- 
gericht Hamburg, Große Strafkammer 6, Anklage erhoben wor- 
den. Dabei ist gemäß § 154 a StPO das Verfahren auf die Ver- 
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folgung der Straftaten beschränkt worden, die der Beschuldigte 
durch die Verbreitung der Ausgaben Nr. 30 und 31 der „St, 
Pauli-Nachrichten" begangen hat. Zur Zeit läuft die Erklärungs- 
frist (§ 201 Abs. 1 StPO). 

Die Ermittlungen gegen die Verantwortlichen der Hamburger 
Buchdruckerei und Verlagsanstalt Auerdruck GmbH bzw. der 
Marianne-Druck und Verlagsanstalt GmbH werden in der Sache 
141 Js 1227/71 geführt. Sie sind noch nicht abgeschlossen." 


8. In wie vielen Fällen erfolgten Anzeigen gegen Blätter der sog. 
St. Pauli-Presse nach § 184 StGB bzw. § 6 des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften, ohne daß Ermitt- 
lungen bzw. Strafverfahren eingeleitet wurden? 

Berichte über Strafanzeigen und eingeleitete Strafverfahren 
werden der Bundesregierung nicht erstattet. Die Staatsanwalt- 
schaften sind verpflichtet, wegen aller gerichtlich strafbaren und 
verfolgbaren Handlungen einzuschreiten, sofern zureichende 
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen. Sie können demnach auf 
eine Anzeige hin die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens nur 
dann ablehnen, wenn nach ihrer Auffassung eine strafbare 
Handlung offensichtlich nicht vorliegt. Es ist nicht bekannt, ob 
hinsichtlich der St. Pauli-Presse solche Entscheidungen von 
Staatsanwaltschaften in der Bundesrepublik getroffen wurden. 
Es gibt auch keine Unterlagen, die eine Beantwortung dieser 
Frage ermöglichen würden. 

Ebensowenig liegen Unterlagen darüber vor, in wie vielen 
Fällen eingeleitete Ermittlungsverfahren von Staatsanwalt- 
schaften eingestellt wurden bzw. eingeleitete Strafverfahren 
zur Einstellung oder zum Freispruch durch Gerichte führten. 


9. Wird die Bundesregierung Teile oder die gesamte sog. St. Pauli- 
Presse indizieren lassen, nachdem die Gutachter Dr. Böttcher, 
Düsseldorf, und Professor Undeutsch, Köln, einen eindeutigen 
Verstoß gegen geltendes Recht festgestellt haben? 

Ob eine Druckschrift jugendgefährdend im Sinne des § 1 Abs. 1 
GjS ist, bedarf einer Prüfung im Einzelfall. Zuständig für diese 
Entscheidung ist nicht die Bundesregierung, sondern die Bundes- 
prüfstelle für jugendgefährdende Schriften, die unabhängig und 
nicht an Weisungen gebunden ist. Voraussetzung für die Ein- 
leitung eines Prüfverfahrens ist ein Antrag, der von der ober- 
sten Jugendbehörde eines Landes oder vom Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit gestellt werden kann. 

Gegenwärtig besteht keine Veranlassung, von diesem Antrags- 
recht gegenüber Schriften der St. Pauli-Presse Gebrauch zu 
machen, da in den letzten Monaten bereits ein erheblicher Teil 
dieser Schriften indiziert und dauerindiziert worden ist und die 
Bundesprüfstelle über einen weiteren Indizierungsantrag gegen 
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eine solche Schrift in nächster Zeit auf Grund sachverständiger 
Begutachtung zu entscheiden hat. 

Im übrigen ist das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit der Auffassung, daß zur Antragstellung in erster 
Linie die antragsberechtigten Länderbehörden berufen sind. Das 
Bundesministerium sollte insoweit Zurückhaltung üben ange- 
sichts der Tatsache, daß die Bundesprüfstelle eine diesem Mini- 
sterium nachgeordnete Bundesoberbehörde ist. 


10. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die beiden Kirchen 
ihre Mitarbeit in der Spruchpraxis der Freiwilligen Selbst- 
kontrolle der Deutschen Filmwirtsdiaft bei der Freigabe von 
Filmen für Erwachsene deshalb eingestellt haben, weil der 
§ 184 des Strafgesetzbuches durch die Bundesregierung „sehr 
weit ausgelegt" wird? 

Die Filmbeauftragten der Kirchen haben in einer Anfang Ok- 
tober 1971 herausgegebenen öffentlichen Erklärung zur Frage 
ihrer Mitarbeit in der Freiwilligen Selbstkontrolle der Filmwirt- 
schaft folgendes ausgeführt: 

. 1 . ... 

2 . . . . 

3. Die Gründe, warum die beiden Kirchen ihre weitere Mit- 
arbeit in der Erwachsenenfreigabe der FSK einstellen, sind 
prinzipieller Art. Beide Kirchen haben sich in der FSK nicht 
nur als Vertreter ihrer Glieder und ihrer Interessen, son- 
dern als Mandatsträger der gesamten Öffentlichkeit und 
des Gemeinwohls verstanden. Sie sahen ihre Aufgabe dar- 
in, die Meinungen und Vorstellungen der Öffentlichkeit aus 
ihrer Sicht in die Arbeit der FSK einzubringen und in der 
Konfrontation mit anderen geltend zu machen. In der Ent- 
wicklung der letzten Jahre trat diese Auseinandersetzung 
in der FSK in den Hintergrund und wich immer mehr der 
Frage nach der strafrechtlichen Unbedenklichkeit der Filme. 
Eine Mitarbeit bei derartigen Entscheidungen erwartet je- 
doch die Öffentlichkeit vom Staatsanwalt, nicht aber von 
den Kirchen; im Interesse der Öffentlichkeit kann dies auch 
nicht Aufgabe der Kirche sein. Das Ausscheiden der Kirchen 
aus der Erwachsenenfreigabe ist daher zugleich ein Appell 
an die Öffentlichkeit, die Meinungsbildung über die Funk- 
tion der FSK zu interessieren. 

4. Beide Kirchen sind bereit, die Filmwirtschaft in der Er- 

wachsenenfreigabe durch Sachverständige zu beraten, so- 
bald Fragen auftauchen, wo die kirchlichen Stellungnahmen 
gewünscht werden und zweckmäßig erscheinen. Beide 
Kirchen sind auch weiterhin bereit^ sich im sog. erweiterten 
Aussprachegremium mit allen bisher an der FSK Beteiligten 
um die Klärung der bei der Filmfreigabe entstehenden prin- 
zipiellen Fragen zu bemühen." ^ 

Die Bundesregierung muß die Frage Nr. 10 demgemäß ver- 
neinen. 
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Im übrigen ist unter Mitwirkung der Filmbeauftragten der 
Kirchen eine Neuordnung auf diesem Gebiet entwickelt worden, 
die ab 1. Januar 1972 die Mitarbeit der Kirchen in der Form 
sachverständiger Beratung bei der Erwachsenenfreigabe auch 
weiterhin gewährleistet. 


11. Wie kann ein Ansteigen der Jugendkriminalität bei einer zu 
erwartenden Verbreitung von pornographischen Texten und 
Abbildungen in Millionenauflagen wirksam verhindert werden? 

über die Frage, ob die Lektüre pornographischer Texte oder das 
Betrachten solcher Abbildungen ursächlich für die Begehung 
von Straftaten sein kann, gibt es keine gesicherten wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse. Unterschiedliche Auffassungen über die 
Wirkung solcher Publikationen sind vor allem bei der An- 
hörung von Sachverständigen durch den Sonderausschuß für die 
Strafrechtsreform vom 23. bis 25. November 1970 vorgetragen 
worden. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Begründung zu einem 4. Gesetz 
zur Reform des Strafrechts (Drucksache VI/ 1552) ausdrücklich 
erklärt, daß sie bei der Abwägung zwischen der weder bewiese- 
nen noch auszuschließenden Möglichkeit schädlicher Auswir- 
kungen der Pornographie den Belangen des Jugendschutzes den 
Vorrang einräume. Der von ihr vorgelegte Gesetzesentwurf ent- 
spricht ihrem Bemühen, einen bestmöglichen Jugendschutz auch 
bei Verwirklichung der neuen Konzeption zu gewährleisten, die 
an die Stelle des praktisch unwirksam gebliebenen Totalverbots 
des bisherigen § 184 StGB tritt. 


Gerhard Jahn 
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